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Vernehmlassungsverfahren - helvetisches Ritual oder 
modernes partizipatorisches Instrument der Konkor­
danzdemokratie?* 

HANNA MURALT MÜLLER 

l. Zur Einleitung: die aktuelle Kritik 

1.1 Der jüngste parlamentarische Vorstoss als Paradebeispiel 

"Das Vemehmlassungsverfahren des B un des wird abgeschafft." Dies war 
kurz und bündig der Wortlaut einer parlamentarischen Initiative, die 
Nationalrat Dünki am 10. Juni 1996 einreichte und damit in der Presse 
im Juli 1996 einiges Aufsehen erregte. 1 In seiner Begründung führte 
Dünki aus, dass eine umfassende Staatsleitungsreform auch nach dem 
Volksnein zum Regierungs- un d Verwaltungsorganisationsgesetz vom 9. 
Juni 1996 notig sei und dass es darum gehe, das Parlament zu starken. 
Der Interessenausgleich müsse im Parlament stattfinden und nicht auf 
den Schreibtischen irgendeiner Lobby. Daher sollten die Gesetzesent­
würfe des Bundesrates direkt den eidgenossischen Raten zugeleitet wer­
den. Das Vernehmlassungsverfahren sei ohnehin "langfadig und ineffi­
zient". 

Am 10. Januar 1997 beantragte die Staatspolitisch'e Kommission des 
Nationalrates mit 12:3 Stimmen, dieser Initiative keine Folge zu leisten. 
Die Durchführung des Vernehmlassungsverfahrens sei ein notwendiges 

* Vortrag gehalten an der wissenschaftlichen Tagung der Schweizerischen Gesellschaft 
für Gesetzgebung am 23. Mai 1997 in Zürich. 

NZZ vom 27.7.1996, Der Landbote vom 10.7.1996, Die Weltwoche (Martin A. Senn) 
vom 8.8.1996, Basler Zeitung (Peter Amstutz) vom l 0.8.1996, Bemer Zeitung (Erika 
Gisler) vom 27.8.1996, NZZ (Hans Georg NÚssbaum, Bem) vom 8.10.1996, Freie 
Schweizer Presseinformation, Parteiorgan der FDP, vom 31.7.1996. 
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Gegenstück zum Referendum und stelle sicher, dass der Opposition refe­
rendumsfahiger Gruppen rechtzeitig Rechnung getragen werden konne. 
Hingegen wurde eingeraumt, die Art und Weise, wie das Vemehmlas­
sungsverfahren praktiziert wird, befriedige nicht. Im übrigen nahm die 
Kommission Kenntnis von den Bemühungen der Bundeskanzlei "für eine 
konsequente Beschrankung der Anzahl der Vemehmlassungsverfahren 
auf das absolut Notwendige".2 Der Nationalrat folgte der Kommission in 
der Frühjahrssession 1997 mit einer Mehrheit von 92 zu 42 Stimmen.3 

1.2 Stets dieselben Einwãnde 

Dieser jüngste Vorstoss zur Frage des Vernehmlassungsverfahrens bringt 
das Problem auf den Punkt. Seit Iangerer Zeit werden stets dieselben 
Einwande und Kritiken in Parlament und politischer Offentlichkeit gegen 
das V ernehmlassungsverfahren vorgebracht. Stets bleibt anschliessend 
alles weitgehend beim al te n, mit de m Hinweis, das s, in unsereín politi­
schen System auf das Vernehmlassungsverfahren verzichtet werden 
konne und nur dessen konkrete. Anwendung verbessert werden müsse. 
Wie auf kaum einem anderen Gebiet ist das Problem zwar klar erkannt, 
und verschiedene Verbesserungen sind bereits realisiert worden. Trotz­
dem tauchen regelmassig dieselben Klagen wieder auf, ohne dass grund­
satzlich ne ue Anregungen, wie de m "Malaise" abzuhelfen sei, auf de n 
Tisch gelegt werden. Greifen die Verbesserungsvorschlage zu kurz, und 
gehen sie zu wenig an die Wurzeln des Übels? Oder sind die immer wie­
derkehrenden Klagen, Kritiken und Einwande zum Vemehmlassungsver­
fahren so etwas wie eine alte Weise, auf einer liebgewordenen Leier, die 
sich aus purer Nostalgie, aus dem Wunsch zurück zu den vermeintlich 
weniger komplexen Verhaltnissen nahrt? 

Im folgenden sollen die Grundlagen des heutigen Vemehmlassungsver­
fahrens und die offentliche Diskussion zu diesem g:t;Unddemokratischen 
Instrument kurz zusammengefasst werden. Darin schliesst sich ein Kapi-

2 Bericht der Bundeskanzlei aufgrund des Bundesratsbeschlusses vom 20.3.1995 zum 
Projekt der VKB Nr. 25 "Vereinfachung des Vemehmlassungsverfahrens" über kon­
krete Massnahmen, vom 1.2.1996 (nicht publiziert). 

3 Amtl. Bull. 1997 N 494ff. 
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tel zu den Vorstossen im Parlament an; es steht unter dem Stichwort der 
vergeblichen Suche nach dem Ei des Kolumbus und gibt einen Überblick 
über die verschiedenen realisierten Verbesserungsmoglichkeiten. Am 
Schluss erlaube ich mir eine personliche Beurteilung und versuche, das 
Vernehmlassungsverfahrens in grossere Zusammenhange einzuordnen. 

2. Die Grundlagen des heutigen Vernehmlassungsverfah­
rens 

2.1 Enger Zusammenhang mit den Wirtschaftsartikeln von 1947 

Eine umfassende historische Untersuchung zur Entstehung und Entwick­
lung des Vernehmlassungsverfahrens im Bund liegt bis heute nicht vor.4 

So ist umstritten, ob und in welcher Form allenfalls bereits im 19. Jahr­
hundert Vernehmlassungen durchgeführt wurden. Sicher ist nur, dass die 
Anfange in di e 30er J ahre unseres J ahrhunderts zurückgehen un d das s 
der entscheidende Schritt am 6. Juli 1947 mit der Annahme eines eigenen 
Verfassungsartikels, zusammen mit den so g. "Wirtschaftsartikeln", durch 
Volk und Stande erfolgte. Dieser Artikel 32 besagt, dass der Bundesrat 
vor Erlass wirtschafts- und auch sozialpolitischer Massnahmen die Kan­
tane anzuhoren habe, denen in der Regel der V ollzug zu übertragen sei, 
ebenso die zustandigen Organisationen der Wirtschaft, die ebenfalls zur 
Mitwirkung herangezogen werden konnen. 

Es ist offensichtlich, dass das Vernehmlassungsverfahren mit der Ent­
wicklung des alten "Nachtwachterstaates" zum moderneren Typus des 
Wirtschafts- und Sozialstaates zusammenhangt. Die politischen Behor­
den waren verstarkt aufgefordert, mit ihrer gesetzgeberischen Tatigkeit 
Rahmenbedingungen für di e wirtschaftliche un d gesellschaftliche En t­
wicklung zu setzen. In der schweizerischen Referendumsdemokratie 
gewannen daher die Akteure in Wirtschaft und Gesellschaft, namentlich 

4 Das Vernehm1assungsverfahren des Bundes. Rechtsgutachten von Prof. FLEINER­
GERSTER, unter Mitwirkung von lic.iur. Karine SIEGWART, lic.iur. Federico DURBAND 
und li e .i ur. Thierry STEIERT, erstattet der Bundeskanz1ei, im Februar 1991, S. 2. 
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die Sozialpartner, und auch die Kantone als Vollzugsorgane an Bedeu­
tung. 

2.2 Verankerung in der Bundesverfassung - ohne jegliche Syste­
matik 

In der Folgezeit wurde eine verfassungsrechtliche Pflicht zur Durchfüh­
rung von Vemehmlassungen auf verschiedenen anderen Gebieten einge­
führt. So 1958 beim Filmwesen, 1959 beim Zivilschutz, 1963 im Stipen­
dienwesen, 1966 betreffend Auslandschweizer, 1970 bei Tumen und 
Sport un d weiter in den siebziger J ahren bei der W ohnbauforderung, der 
Arbeitslosenversicherung, der Wasserwirtschaft und der Steuerharmoni­
sierung. Stets werden die Kantone, vielfach auch die Organisationen der 

. Wirtschaft, in Einzelfallen die kulturellen Organisationen oder einfach 
"interessierte" Organisationen als die zu Konsultierenden aufgeführt. Ein 
Blick auf diese Liste5 genügt für die Feststellung, dass keine Systematik 
erkennbar ist. Nur vertiefte Analysen darüber, wie die einzelnen Artikel 
im vorliegenden Wortlaut in die Verfassung gelangten, konnten klarend 
wirken. 

Mit der Nachführung im Rahmen der Verfassungsreform wird dieser 
Wildwuchs allerdings beseitigt und die heutige Praxis auf die Kürzest­
formulierung gebracht werden. Der neue Art. 138 VE6 lautet: 

Die Kantone, die politischen Parteien und die interessierten 
Kreise werden bei der Vorbereitung wichtiger Erlasse und 
anderer Vorhaben von grosser Tragweite sowie bei wichti­
gen volkerrechtlichen Vertriigen zur Stellungnahme einge­
laden. 

5 Siehe Anhang l, am Schluss des Heftes, S. 124. 

6 BBI 1997 I 621. 
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2.3 Vielfache Verankerung in Bundesgesetzen 

Von ebenso grossem Interesse wie die Liste der verschiedenen Verfas­
sungsartikel ist diejenige de r Gesetzesbestimmungen 7. Di ese wurde in 
verdienstvoller Weise von der Verwaltungskontrollstelle des Bundesrates 
für deren Bericht vom 27. Februar 1995 erstellt. 8 Aus dieser Liste geht 
hervor, dass erste Gesetze, die eine Vemehmlassung vorschreiben, aus 
den 30er Jahren datieren, wie z.B. das Bundesgesetz vom 26. Marz 1931 
über Aufenthalt und Niederlassung der AusHinder, das Bundesgesetz 
vom 21. Juni 1932 über die gebrannten Wasser oder das Schweizerische 
Strafgesetzbuch vom 21. Dezember 1937. Vermutlich konnte auch hier 
nur eine aufwendige Untersuchung Klarheit darüber schaffen, wieso 
gerade bei diesen Gesetzen und nicht auch bei den zahlreichen anderen 
die Pflicht zur Durchführung eines V emehmlassungsverfahrens verankert 
wurde. 

2.4 Die Vernehmlassungspraxis und die heute geltende Verord­
nung 

Die Praxis des Vemehmlassungsverfahrens, wie sie sich in der Nach­
kriegszeit ausbildete, war insbesondere, was den Geltungsbereich und 
den Adressatenkreis anbelangt, weit ausgreifender als dies Verfassung 
und Gesetz vorschrieben. Eine umfassende Regelung dieser Hingst einge­
spielten Praxis lag allerdings erst mit den Richtlinien des Bundesrates 
über das Vorverfahren der Gesetzgebung vom 6. Mai 1970 vor.9 Ledig­
lich das Bundesamt für Industrie, Gewerbe und Arbeit besass bereits seit 
de m 7. Februar 1950 in teme Anleitungen, was wiederum die besondere 
Verknüpfung des Vemehmlassungsverfahrens mit den Wirtschaftsarti­
keln belegt. 

7 Siehe Anhang 2, am Schluss des Heftes, S. 125- 128 

8 Vereinfachung de~ V ernehmlassungsverfahrens, Bericht de r Verwal~ungskontroll­
stelle des Bundesrates an den Bundesrat, vom 27.2.1995. 

9 Richtlinien über das Vorverfahren der Gesetzgebung, vom 6.5.1970, BB11970 I 993 
ff. 
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Bereits früher entschieden wurde einzig die einst politische Streitfrage, 
wer für das Vemehmlassungsverfahren und generell für das Vorverfah­
ren der Gesetzgebung zustandig sei, der Bundesrat oder das Parlament.lO 
Gestützt auf Art. 102 Ziffer 4 BV wurde diese Kompetenz mit dem Ver­
waltungsorganisationsgesetz vom 19. September 1978 dem Bundesrat 
zugewiesen. Der entsprechende Artikel wurde im neuen Regierungs- und 
Verwaltungsorganisationsgesetz vom 21. Marz 1997 sinngemass wieder 
aufgenommen. 11 

Erst die Debatte zur parlamentarischen lnitiative Müller-Aargau führte 
schliesslich zur Regelung des Vemehmlassungsverfahrens in einer Ver­
ordnung, wobei diese nur die langst eingespielte Praxis festschrieb. 12 

Die Kemstücke dieser Verordnung über das Vemehmlassungsverfahren 
vom 17. Juni 1991liegen in der Umschreibung des Geltungsbereichs, des 
Adressatenkreises und den Regelungen zur Information und Transpa­
renz.13 

• Zum Geltungsbereich (Art. l Abs. 2 und 3) 

2Ein Vernehmlassungsverfahren wird durchgeführt: 

a. in den Fiillen, in denen das Bundesrecht dies verlangt; 

b. zu Erlassen und volkerrechtlichen Vertriigen, die von er­
heblicher politischer, wirtschaftlicher, finanzieller oder 
kultureller Tragweite sind oder in erheblichem Mass aus­
serhalb der Bundesverwaltung vollzogen werden. 

3Ein Vernehmlassungsverfahren kann ausnahmsweise durchge­
führt werden zu Volksinitiativen, Vorhaben wie Berichte, Konzepte 
und Expertisen sowie Informationsprojeke, mit denen offentliche 
Aufgaben erfüllt werden. 

10 Das Vemehmlassungsverfahren des Bundes. Rechtsgutachten von Prof. FLEINER­
GERSTER, unter Mitwirkung von lic.iur. Karine SIEGWART, lic.iur. Federico DURBAND 
und lic.iur. Thierry STEIERT, erstattet der Bundeskanzlei, im Februar 1991, S. 3. 

11 Art. 7 VwOG vom 19.9.1978 (SR 172.010), Art. 7 RVOG vom 21.3.1997 (BB11997 
n 571). 

12 Amtl. Bull. 1989 N 398 ff. 

13 SR 172.062. 
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• Zum Adressatenkreis (Art. 4 Abs. l und 3) 

l Angehort werden in der Regel die Kantone, die in der Bundes­
versammlung vertretenen politischen Parteien und die für das be­
treffende Sachgebiet zustiindigen Organisationen gesamtschwei­
zerischer Bedeutungo 

3 Organisationen und Einzelpersonen, die nicht den Adressaten 
nach Absatz l zuzurechnen sind, werden auf entsprechendes Be­
gehren hin auch mit den Vernehmlassungsunterlagen bediento Sie 
konnen ebenfalls Stellung nehmeno 

• Zur Information und Transparenz 

Vernehmlassungsverfahren zu Erlassen der Verfassungs- und Ge­
setzesstufe sowie zu Verordnungen von besonderer politischer Trag­
weite dürfen nur vom Bundesrat, nicht von den Departementen, er­
offnet werden (Arto 3)0 Unter Vorbehalt besonderer Vorschriften der 

Geheimhaltung in Einzelfiillen unterliegen die Vernehmlassungsun­
terlagen, die Stellungnahmen der Vernehmlassungsteilnehmer und 
spiiter die Stellungnahmen selber nicht dem Amtsgeheimnis und 
sind grundsiitzlich offentlich Bei der Eroffnung wird die 
Bundeshauspresse informiert, die Eroffnung im Bundesblatt 
bekanntgegeben (Art. 3)0 Was die Stellungnahmen anbelangt, sind 
vielfach die entsprechenden Organisationen selber bestrebt, ihre 
Haltung über die Medien e ine r breiten. interessierten Offentlichkeit 

bekannt zu gebeno Das für die Vernehmlassung zustiindige 
Departement hat die Vernehmlassungsergebnisse anschliessend 
auszuwerteno Es erstellt einen rein darstellenden Bericht zum Ver­
nehmlassungsverfahren, welcher den Medien und den Vernehmlas­

sungsteilne~mern (Art. 9 Uo 10) abgegeben wird Dieser Bericht 
bildet zusammen mit dem Antrag an den Bundesrat, in dem die Ver­
nehmlassungsergebnisse gewichtet werden, wiederum ein Bundes­
ratsgeschiift, über welches die Bundeshauspresse informierto 

23 
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3. Überblick über das V ernehmlassungsverfahren in der 
offentlichen Diskussion 

3.1 Nichts Neues in den Argumentationsketten 

Im Jahr 1983 hielt der damalige Bundeskanzler Walter Buser ein Referat 
über das Vorverfahren der Gesetzgebung vor dem Zürcherischen Juri­
stenverein.14 Er vermittelte einen umfassenden Überblick über das von 
ihm sei t praktisch zwanzig J ahren aus nachster Nahe beobachtete Ver­
nehmlassungsverfahren. Was an dieser Ansprache frappiert, ist der Um­
stand, dass sie immer noch aktuell ist, weil sich seither weder in der 
Praxis des Vemehmlassungsverfahrens noch in deren Beurteilung We­
sentliches geandert hat. Einzig die Rechtsgrundlage wurde seither im 
Zusammenhang mit einer Parlamentsdebatte 1989 zur parlamentarischen 
Initiative Müller-Aargau geandert. 

3.2 Wieso Vernehmlassungsverfahren zum Kern unserer Demo­
kratie gehõren 

Im wesentlichen sind es immer zwei Argumentationsketten, die. eng in­
einander verzahnt für die Durchführung von Vemehmlassungen ins Feld 
geführt werden.l 5 Die erste ist am schweizerischen Milizsystem orien­
tiert und auf Praxisnahe, Vollzugstauglichkeit und kostenbewusste Ge­
setzgebung im Kleinstaat Schweiz ausgerichtet. Die zweite stellt voll auf 
die Besonderheiten der Referendumsdemokratie schweizerischen Zu­
schnitts ab. 

Konkret wird geltend gemacht, dass das bei den Vollzugsorganen vor­
handene Fachwissen genutzt, frühzeitig Mangel, Lücken und Widersprü-

14 Prof. Dr. Walter BUSER, Das Vorverfahren der Gesetzgebung, Vortrag gehalten am 
17.11.1983 in Zürich vor dem Zürcherischen Juristenverein (ni eh t publiziert). 

15 Auswertung der Verhandlungen im Parlament, der verschiedenen Zeitungsartikel und 
weiterer nicht publizierter Unterlagen. Ferner: Martin ZoGG, Das Vernehmlassungs­
verfahren im Bund, Bern 1988 (= Europliische Hochschulschriften, Reihe 2). Zuslitz­
lich zu den in Anm. l zitierten Presseartikeln sind zu erwlihnen: Basler Zeitung (Peter 
Amstutz) vom 4.1.1995, Der Bund vom 4.1.1995, St.Galler Tagblatt vom 5.1.1995. 
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che in der Gesetzgebung aufgedeckt werden konnten. Gleichzeitig traten 
durch das Vernehmlassungsverfahren die verschiedenen politischen In­
teressen klar zu tage. Frühzeitig konne eruiert werden, von welcher Seite 
der Vorlage politischer Widerstand erwachsen werde. Die Realisierungs­
chancen im Parlament oder vor allem in einem spateren Referendum 
konnten abgetastet un d di e Vorlage aufgrund der V ernehmlassungser­
gebnisse abgeãndert und politisch neu situiert werden. Das etwas lang­
wierige V orverfahren de r Gesetzgebung sei letztlich sehr effizient, sei e s 
doch geeignet, eine zielgerichtete Gesetzgebungsarbeit im Parlament zu 
erleichtern und einen moglichen "Scherbenhaufen" in der Referen­
dumsabstimmung zu verhindern. Ferner führe das Vernehmlassungsver­
fahren zu einer frühzeitigen Óffentlichkeitsarbeit, welche nicht nur der 
Information, sondern auch der Meinungsbildung und schliesslich einem 
raschen Vollzug bei den spateren Anwendern diene. 

3.3 Grundsãtzliche Einwãnde gegen das Vernehmlassungsverfah­
ren 

In den Kreisen, die dem Vernehmlassungsverfahren kritisch gegenüber 
stehen, finden wir ebenfalls zwei Argumentationsketten, die jedoch zwei 
deutlich unterschiedliche Positionen markieren. Nur bei der ersten wer­
den Grundfragen der schweizerischen Demokratie aufgeworfen. Vielfach 
werden diese aber doch mit Elementen der zweiten Argumentationskette 
verknüpft, welche nur die unbefriedigende Praxis ins Visier nimmt. Hin­
ter der grundsatzlichen Kritik steht die Befürchtung, dass sich Partikular­
interessen gegenüber den Allgemeininteressen zu stark durchsetzen kon­
nen und dass das Vernehmlassungsverfahren nichts anders sei als das 
Vehikel des zu raschen und zu lauen Kompromisses. Dieses führe letzt­
lich zu verwasserten Vorlagen ohne Innovationsgehalt, zu einer konflikt­
scheuen Politik und zur Dominanz der politischen Lobby, kurzum zum 
"Filz". Der politische Interessenausgleich erfolge so im vorparlamentari­
schen Verfahren statt im Parlament. Zur Führungsschwache der Regie­
rung geselle sich ein schwaches Parlament mit schwachen Parteien, de­
nen potentere Wirtschaftsorganisationen langst den Rang abgelaufen 
hatten. Das Vernehmlassungsverfahren sei letztlich nicht viel w,ert, wenn 
nicht gar unnütz und schadlich, verschlinge es doch Zeit und Ressourcen, 
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die besser für lnnovation, Kreativitãt und politisch-strategische Arbeit 
eingesetzt würden. 

3.4 Kritik allein an der Vernehmlassungspraxis 

Bei der zweiten Argumentationskette stehen Fragen des Stellenwerts der 
Vemehmlassungen und ihrer konkreten Durchführung im Brennpunkt der 
Kritik. Argumentiert wird mit den zu zahlreichen Vemehmlassungen, 
auch zu Detailfragen, welche von den Adressaten nicht mehr sinnvoll 
bewãltigt werden konnten. Zeitdruck und Mangel an personellen Res­
sourcen führten zu qualitativ ungenügenden Stellungnahmen oder zur 
Abhãngigkeit von Experten in- und ausserhalb der eigenen Organisation. 
Vielfach fehle den Vemehmlassungen auch die erforderliche Reprãsen­
taiivitãt, sei es doch aus verschiedensten Gründen nicht moglich, die 
eigenen Verbandsmitglieder zu konsultieren und einen Meinungsbil­
dungsprozess einzuleiten. Den Stellungnahmen fehle somit die notige 
Bindungswirkung, hielten sich doch ganze Fraktionen oder zumindest 
einzelne prominente Parlamentarier und Parlamentarierinnen nicht immer 
an die von ihrer Partei abgegebene Stellungnahme. Zudem sei die Aus­
wertung der Vernehmlassungen durch den Bundesrat mehr als fragwür­
dig, würden doch die Stellungnahmen rein quantitativ ausgewertet, statt 
politisch gewichtet. Gefordert wird daher eine klare rechtliche Regelung 
des Vernehmlassungsverfahrens, verbunden mit einer klaren Straffung. 
W elches di e Kriterien für e ine Reduktion der Vemehmlassungen auf die 
absolut notigen un d zwingenden Fãlle sind, wird jedoch nicht prãzisiert. 

4. Parlamentarische Debatten- Suche nach dem Ei des Ko­
lumbus 

4.1 Grundsãtzliche Verbesserungen sind notig- aber welche? 

Ein kurzer Überblick über die eingereichten parlamentarischen Vorstõsse 
und die Ratsdebatten zeigt, dass wiederholt nach Moglichkeiten gesucht 
wurde, das Vernehmlassungsverfahren zu vereinfachen und zu straffen. 
Stets führten diese Debatten jedoch zum Ergebnis, dass am Grundsãtzli-
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chen nichts verandert werden kõnne, jedoch die Praxis zwingend verbes­
sert werden müsste. Interessant ist vor allem die Diskussion zum konfe­
renziellen Verfahren. 

Die parlamentarische Initiative Müller-Aargau (LdU/EVP-Fraktion), 
welche schliesslich zur heutigen Verordnung führte, verfolgte zwei Ziele, 
namlich eine Regelung durch ein Bundesgesetz und eine verfahrens­
technische Straffung mit dem mündlichen (konferenziellen) Verfahren 
als Normalfal1. 16 Mit dem Argument, dass nur ein schriftliches Verfahren 
die nõtíge Klarheit der Meinungsausserungen garantiere, beantragte Na­
tionalditin Judith Stamm namens der Kommissionsmehrheit die Über­
weisung einer Motion mit dem Auftrag an den Bundesrat, das Vernehm­
lassungsverfahren gesetzlich zu regeln. Schliesslich wurde die Motion als 
Postulat überwiesen, nachdem Bundeskanzler Walter Buser dargelegt 
hatte, dass der Bundesrat gewillt sei, die bestehenden Richtlinien in eine 
V erordnung umzuwandeln, di e Form des Gesetzes jedoch für die zu re­
gelnde Materie zu starr sei. Damit war zwar die Frage vom Tisch, wel­
ches die geeignete Rechtsform sei, nicht aber die Frage des konferenziel­
len Verfahrens. 

In derselben Debatte erklarte sich der Bundesrat bereit, ein Postulat ent­
gegenzunehmen, mit welchem eine empirische Studie zu Praxis, Auswir­
kungen und mõglichen Vereinfachungen des Vernehmlassungsverfahrens 
verlangt wurde. In der Folge gab die Bundeskanzlei ein Rechtsgutachten 
bei Professor Fleiner in Auftrag, welches im Februar 1991 abgeliefert 
wurde. Anhand von drei konkreten Fallbeispielen (zur Initiative für einen 
Kulturartikel, zum USG und zur UVPV) wurde nachgewiesen, dass das 
V ernehmlassungsverfahren auf allen Stufen - Verfassung, Gesetz un d 
Verordnung - seine Daseinsberechtigung hat, womit wiederum der bis­
herige Geltungsbereich bestatigt wurde. 

4.2 Der Teufelliegt in der Anwendung der neuen V erordnung 

Nur zwei Jahre nach Inkraftsetzung der Verordnung reichte Nationalrat 
Leuba (Liberale Fraktion) ein Postulat ein, in dem er die Beschrãnkung 

16 Amtl. Buli. 1989 N 398 ff. 
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der Vemehmlassungen auf die in Artikel l genannten Gegenstande und 
eine strikte Einhaltung der Frist von drei Monaten verlangte. 17 Als einzi­
gen Revisionspunkt brachte er den volligen Verzicht auf das konferen­
zielle Verfahren ein. Er beklagte sich darüber, dass sich trotz Verordnung 
die Situation verschlimmert habe, da der Begriff der erheblichen Trag­
weite in Artikel l zu extensiv interpretiert werde und somit zu viele Ver­
nehmlassungen durchgeführt würden. Zudem argerte er sich darüber, 
dass der Bundesrat ausgerechnet für die wichtige Frage der Regierungs­
reform ein konferenzielles Verfahren gewahlt habe. Tatsachlich stand 
dieses Geschaft an den traditionellen von Wattenwyl-Gesprachen mit den 
Vertretungen der Bundesratsparteien zur Diskussion, und anschliessend 
konsultierte der Bundesrat ausnahmsweise auch die Vertretungen der 
übrigen Parteien. Der Bundesrat war bereit, das Postulat entgegenzuneh­
men, welches denn auch überwiesen wurde und noch hangig ist. 

Was das konferenzielle Verfahren anbelangt, ging eine Interpellation 
Camponovo (FDP) in vollig entgegengesetzte Richtung.18 Er fragte 1994 
den Bundesrat an, ob es nicht sinnvoll ware, namentlich die Kantone 
verme.hrt in die politische Entscheidfindung auf Bundesebene einzub~­
ziehen und zu diesem Zweck Hearings- mit Simultanübersetzung für alle 
drei Landessprachen - als neue Form der Vemehmlassung einzuführen. 
In seiner Antwort wies der Bundesrat darauf hin, dass das konferenzielle 
Verfahren generell stark umstritten sei, die Gliedstaaten aber bereits das 
Kontaktgremium Bund-Kantone zur gegenseitigen Absprache nutzten. 

4.3 Bleibt das "Malaise" als unlõsbares Problem bestehen? 

Wie kein anderer parlamentarischer Vorstoss führte der jüngste dieser 
Seri e, di e bereits eingangs erwahnte parlamentarische Initiative · Dünki 
(LdUIEVP-Fraktion) vom Sommer 1996, zu einem beachtlichen Pres­
seecho.19 Nationalrat Dünki hatte bereits 1991 in einer Einfachen An­
frage seinem Unmut über die Auswahlkriterien für die Einladung zu 
V emehmlassungen un d für die Vertretungen in ausserparlamentarischen 

17 Amtl. Buli. 1994 N 603 ff. 

18 Amtl. Buli. 1994 N 1214 ff. 

19 Vgl. Anm. l und 3. 
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Kommissionen Ausdruck gegeben. Anlass seines Vorstosses war der 
Umstand, dass die Vereinigung Schweizerischer Angestelltenverbande 
(VSA) als zweitgrosster Arbeitnehmerdachverband in konkreten Einzel­
fállen nicht berücksichtigt worden war.20 

Neue Argumente tauchten zwar auch in der Diskussion zu diesem Vor­
stoss kaum auf, weder zur Untermauerung, weshalb das Vemehmlas­
sungsverfahren staatspolitisch unverzichtbar sei, noch zu den bekannten 
Einwanden grundsatzlicher Art oder auch nur zur bestehenden Praxis. 
Etwas überraschend war bloss der Umstand, dass der Vorstoss im Som­
mer 1996 spontan auf breite Sympathie auch bei den Regierungsparteien 
FDP und CVP stiess, obwohl diese selbstverstandlich keine Abschaf­
fung, sondem bloss eine Straffung befürworteten. Wieder einmal wurde 
die grosse Belastung durch die Vemehmlassungen, namentlich in den 
Parteisekretariaten von FDP und CVP, beklagt, und auch die NZZ han­
delte das Verfahren unter dem Titel "inflationare Polit-Bürokratie" ab.21 
Verlangt wurde eine Straffung, ohne dass aber neue praktikable Vor­
schlage auf den Tisch gebracht wurden. 

4.4 Untersuchung und Empfehlungen der Verwaltungskontrolle 
(VKB) 

Es blieb somit nur der Weg der Verbesserungen im Rahmen der gelten­
den Verordnung. Im Herbst 1994 beauftragte der Bundesrat seine Ver­
waltungskontrollstelle mit der Prüfung des Vemehmlassungsverfahrens. 
Konkreter Anlass für diesen Auftrag war ein entsprechendes Schreiben 
der GPK NR. Im Bericht vom Februar 1995 zur Vereinfachung des Ver­
nehmlassungsverfahrens stellte die VKB fest, dass die Verordnung von 
1991 und das dazu ausgearbeitete Handbuch von 1994 zwar sehr positiv 
aufgenommen wurden, jedoch deren Anwendung insbesondere bei dep. 
Vemehmlassungen auf Departementsstufe mangelhaft sei. So würden 
etwa aus übertriebener Vorsicht zu viele Vernehmlassungen bei zu gros­
sem Adressatenkreis durchgeführt und zu umfangreiche Materialien ohne 
klare Fragestellungen verschickt. Ferner werde entgegen Artikel 3 der 

20 Amtl. Buli. 1991 N 1418 ff. 

21 Vgl. Anm. l. 
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Verordnung die Einleitung dieser Departementsverordnungen nicht im 
Bundesblatt publiziert. Der Bericht enthielt zudem eine Reihe von Ver­
besserungsvorschlagen zur verwaltungsinternen Vorbereitung und 
Durchführung de r V erfahren. 

4.5 Zahlreiche Verbesserungen im administrativ-organisatori­
schen Bereich 

Mit Beschluss vom 20. Marz 1995 wies der Bundesrat seine Verwal­
tungsstellen an, diese Verbesserungsvorschlage umzusetzen. Die Bun­
deskanzlei verstarkte ihre Aufsichtsmassnahmen und legte bereits am l. 
Februar 1996 einen Bericht über den Vollzug der beschlossenen Mass­
nahmen vor. Namentlich hatten die Generalsekretariate eine Verbin­
dungsperson zur Beratung der Ãmter in Fragen des Vernehmlassungsver­
fahrens zu bestimmen. Die Departemente waren gehalten, künftig in je­
dem Antrag auf Erõffnung eines Vernehmlassungsverfahrens die Not­
wendigkeit und die Form der Durchführung (schriftlich oder konferen­
ziell) zu begründen. Zahlreiche weitere administrativ-technische Mass­
nahmen wurden realisiert, andere erwiesen sich als nicht besonders taug­
lich und wurden wieder fallengelassen. Zu diesen letzteren gehõren Vor­
schlage zum Einbezug anderer Informationsquellen, wie z.B. von Mei­
nungsumfragen oder Diskussionen an Radio und Fernsehen. 

4.6 Vorlãufig keine Revision der geltenden Verordnung 

Wiederholt kam das V ernehmlassungsverfahren in den monatlichen Kon­
ferenzen der Generalsekretare (GSK) zur Sprache. Das Ergebnis dieser 
Verhandlungen fand seinen Niederschlag in einem Papier, welches Ende 
August 1996 gar auf der Traktandenliste für die von Wattenwyl-Gespra­
che stand. In diesem Papier wird dargelegt, dass nach Meinung der GSK 
kein Handlungsbedarf im Sinn einer Revision der neuen Verordnung 
bestehe, jedoch organisatorische Verbesserungen bei der Durchführung 
und vor allem der Planung mõglich seien und auch bereits eingeleitet 
wurden. Eine inflationare Zunahme der Zahl der Vernehmlassungen seit 
1970 sei gemass Statistik nicht ausgewiesen. In der Praxis habe sich die 
konferenzielle Durchführung nicht bewahrt, da die Konferenzteilnehme-
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rinnen und -teilnehmer hãufig nicht definitiv entscheiden kõnnten und 
somit nach der Konferenz zusãtzlich eine schriftliche Stellungnahme 
nõtig werde.22 

5. Persõ~liche Beurteilung und Einordnung in grõssere Zu­
sammenhãnge 

5.1 Verbesserungen im administrativ-organisatorischen Bereich 

Zweifellos ist auf dem von der Bundeskanzlei beschrittenen Weg weiter 
voranzugehen. Noch gibt es verschiedene Verbesserungsmõglichkeiten, 
namentlich im Bereich der verbesserten Planung bei Vernehmlassungen 
auf Departementsstufe, der "Triage" der Geschãfte, bei denen auf e ine 
Vernehmlassung verzichtet werden kann und bei der Anleitung und 
Kontrolle optimaler Vernehmlassungsunterlagen. 23 Dies fü~rt zu einer 
scheinbaren Paradoxie: Die Verwaltung müsste vorerst ihren Aufwand 
für die Durchführung der V emehmlassungen steigern, denn kürzere un d 
prãgnanter gefasste Materialien geben meist nicht weniger, sondern we-
sentlich mehr Arbeit. "-

Allenfalls kõnnten und müssten die Aufsichtskompetenzen der Bundes­
kanzlei verstãrkt werden. Dies betrifft sicher die Einhaltung der Vorga­
ben bei den Departementsvorlagen. Eventuell wãre den Vernehmlas­
sungsadressaten eine Art Deklarationspflicht aufzuerlegen, indem klar 
dargelegt werden. müsste, wie e ine Stellungnahme zustande kam. Di e 
Kritik, in dem vom Bundesrat verõffentlichten Bericht zum Ergebnis der 
Vernehmlassung würden die Stellungnahmen nicht gewichtet, greift al­
lerdings ins Leere. Bewusst wird dieser Bericht wertneutral abgefasst. 
Die Gewichtung durch den Bundesrat erfolgt im Rahmen des nicht õf­
fentlich zugãnglichen Antrags an den Bundesrat zum weiteren Vorgehen. 

22 Internes Papier der Bundeskanzlei vom 27.8.1996. Vgl. Tagespresse vom 31.8.1996. 

23 Verbesserungen im administrativ-organisatorischen Bereich wurden insbesondere mit 
de m Handbuch zum Vernehmlassungsverfahren de r Bundeskanzlei vom 1.3.1994 
(EDMZ) erreicht. 
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Mit administrati v-organisatorischen Verbesserungen kann aber e in 
Grundproblem der heutigen Zeit nicht gelõst werden: die wachsende 
Komplexitat der Sachverhalte, die immer mehr Fachwissen voraussetzt. 
Interessanterweise beweist die Statistik der Bundeskanzlei, dass zumin­
dest die Zahl der wichtigen, auf Stufe Bundesrat erõffneten Vemehmlas­
sungen seit 1970 nicht angestiegen ist. Wieweit ein Anstieg bei den we­
niger wichtigen Vorlagen auf Stufe Departement vorliegt, lasst sich auf­
grund der heute noch mangelnden Angaben nicht feststellen. Wenn aber 
die Konsultierten über die zunehmende Belastung klagen, so dürfte ver­
mutlich nicht nur die Anzahl der Vorlagen, sondem vor allem auch der 
Komplexitatsgrad mitentscheidend sein. 

5.2 Lõst eine ne ue Einstellung bei den Adressaten das Problem? 

Zwar klagen verschiedene Vernehmlassungsadressaten über die Papier­
flut im allgemeinen, reagieren aber gleichzeitig gehamischt, sollte sie die 
Verwaltung einmal nicht von sich aus mit den Unterlagen bedienen. 
Schon alt Bundeskanzler Buser hat vor einem Jahrzehnt festgestellt, dass 
er rückblickend auf 20 Jahre Vemehmlassungsverfahren nie einen Brief 
von jemandem erhalten habe, der nicht mehr konsultiert werden wollte, 
sondern ausschliesslich Post von neuen Organisationen, die auch noch 
eingeladen werden mõchten. 24 

Zudem scheint es den Adressaten ausserst schwer zu fallen, selbst eine 
Priorisierung vorzunehmen un d bei Vorlagen, di e für ·si e von weniger 
zentralem Interesse sjnd, auf eine Stellungnahme zu verzichten. Dies ist 
eigentlich sehr erstaunlich, zumindest wenn im gleichen Atemzug dar­
über geklagt wird, es würden zu viele Vernehmlassungen auch zu Un­
wichtigerem lanciert, und auch schon eine Art "Verschwõrungstheorie" 
vorgebracht wurde, wonach die Parteien und Organisationen bewusst 
überflutet würden, um sie von Wichtigerem abzuhalten.25 Stets einhellig 
abgelehnt wurde das "Hol-Prinzip", wonach die Vernehmlassungsadres­
saten selber aktiv die Unterlagen für eine Stellungnahme anfordem 
müssten. 

24 Amtl. Bull. 1989 N 407. 

25 Die Weltwoche (Martin A. Senn) vom 8.8.1996. 
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Nur die konsequente Beschrankung der Anzahl der Vemehmlassungsver­
fahren auf das absolut Notwendige würde Adressaten und Verwaltung 
effektiv entlasten. Eine allseits akzeptierte Definition dessen, was absolut 
notwendig ist und worauf gegebenenfalls verzichtet werden kõnnte, liegt 
aber nicht vor. Bei der Umsetzung dieser vielfach vorgebrachten Forde­
rung bewegt man sich sehr rasch in Grundsatzfragen der Demokratie. 

5.3 Die Demokratie ist keine einfache Regierungsform 

Das heutige V emehmlassungsverfahren ist als partizipatorisches Instru­
ment der Konkordanzdemokratie ausgestaltet und unterliegt somit wie 
alle demokratischen Einrichtungen dem komplizierten politischen Spiel 
einer Referendumsdemokratie. Zweifellos ist es kein einfach zu handha­
bendes Instrument und auch scheinbar klare Forderungen, wie diejenige 
nach e in er Beschrankung auf di e absolut notigen V emehmlassungen un d 
eine restriktive Praxis beim Adressatenkreis, erweisen sich bei konkreter 
Betrachtung als schwierig umsetzbar. 

Eine Einschrankung des Geltungsbereichs allein auf Erlasse und volker­
rechtliche Vertrage, eventuell gar nur für die Stufe Bundesrat, tragt dem 
Umstand nicht Rechnung, dass mit der streng juristisch definierten 
Rechtsform die politische Bedeutung eines Geschafts nicht abschliessend 
definiert ist. Die Verordnung halt daher in Artikel l bewusst den notigen 
Ermessensspielraum offen und lasst zu, dass ausnahmsweise auch Ver­
nehmlassungen zu Volksinitiativen, Berichten, Konzepten, Expertisen 
und sogar Informationsprojekten in die Vemehmlassung geschickt wer­
den. 

Vielfach wurden auch Einschrankungen des Adressatenkreises diskutiert. 
Erst das in der heutigen Verordnung verankerte Prinzip, dass jede Ein­
zelperson di e V emehmlassungsunterlagen verlangen kann un d niemand 
ausgeschlossen wird, macht das Verfahren zu einem partizipatorischen 
Instrument. Zusammen mit de n V erordnungsbestimmungen zur Informa­
tian ist es Garant für die demokratische Einbettung des Vorverfahrens in 
den Gesetzgebungsprozess. Andere Anregungen, wie z.B. diejenige des 
Politologen Hans Hirter, die Parteien seien nicht mehr zu begrüssen, da 
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sie im Parlament zum Zuge kãmen, sind vielleicht in der Theorie, kaum 
aber in der schweizerischen Praxis denkbar.26 

Ein klare Zuweisung - hier Vernehmlassung zur Erhebung von politi­
schen Interessenlagen, dort ausserparlamentarische Expertenkommissio-

. nen zum Einholen von Fach- und Vollzugswissen - ist in einem Klein­
staat wie der Schweiz ebenfalls wenig praktikabel. Erstens sind es dann 
doch stets dieselben Fachleute, die zum Zug kommen, und zweitens ist 
die berühmte Vollzugstauglichkeit sowohl von Fachwissen wie politi­
schen Interessenlagen abhãngig. 

Niemand kann zudem ernsthaft glauben, das Lobbying sei mit einer Zu­
rückbindung des Vernehmlassungsverfahrens einzudãmmen. Die Drãhte 
zwischen Pressure-groups und Politik würden nur im Verborgenen umso 
heisser laufen. Der grosse Vorteil des Vernehmlassungsverfahrens be­
steht darin, dass diese lnteressenlagen transparent und somit auch kon­
trollierbar werden, und sowohl Presse wie Óffentlichkeit die Entstehung 
und Abwandlung von Rechtstexten mitverfolgen konnen. Nichts wirkt 
Partikularinteressen mehr entgegen als Transparenz. Sie kann als Mittel 
eingesetzt werden, einen effektiven Interessenausgleich zu bewirken. 
Gerade dieser Aspekt der Transparenz spricht gegen konferenzielle Ver­
fahren bei wichtigen Fragen, falls nicht hohe Dringlichkeit ein schriftli­
ches V erfahren ausschliesst und ein ersatzweises konferenzielles V erfah­
ren immer noch besser ist als ein volliger Verzicht. 

Vielleicht im Einzelfall zutreffend, aber kaum generalisierbar sind an­
dere demokratie-theoretische Vorbehalte, wie der Vorwurf, wonach Ver­
nehmlassungen dazu verleiten, dass der Bundesrat seine Führungsauf­
gabe auf das Problem der Akzeptanz reduziere oder dass das Verfahren 
generell ein Verwãsserungsinstrument sei, welches das Parlament 
schwãche. Zweifellos würde das Parlament nicht effizienter arbeiten 
konnen, wenn es eine Debatte über politische Interessenlagen, statt be­
reits eine Debatte zu einem konkreten Konfliktlosungsmodell führen 
müsste. Wiederholt hat das Parlament auch bewiesen, dass es durchaus in 
der Lage ist, e in en durch die Mange des V ernehmlassungsverfahrens 

26 Die Weltwoche (Martin H. Senn) vom 8.8.1996, Bemer Zeitung (Erika Gisler) vom 
27.8.1996. 
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gezogenen Entwurf vollig abzuandem. Dies war jüngst der Fali bei der 
10. AHV-Revision oder auch beim Arbeitsgesetz.27 

5.4 Die Reform der politischen Institutionen 

Wir leben heute in einer Zeit grosser Reformen: Das Parlament hat in der 
Marzsession 1997 das neue Regierungs- und Verwaltungsorganisations­
gesetz (RVOG) beschlossen, Regierungs- und Verwaltungsreform sind 
weiterhin in vollem Gang. Auch di e Parlamentsreform schreitet voran28, 
un d di e parlamentarischen Kommissionen beugen si eh über di e V erfas­
sungsreform. Bereits haben die beiden Staatspolitischen Kommissionen 
einen Zusatzbericht vorgelegt, welcher für die Neuverteilung der Kompe­
tenzen zwischen Parlament und Bundesrat tiefgreifende Ãnderungen 
vorsieht29 . 

Diese Reformwerke sind vor dem Hintergrund tiefgreifender Verande­
rungen in Wirtschaft und Gesellschaft und den sich daraus ergebenden 
Herausforderungen für die politischen Instanzen zu sehen. Angesprochen 
ist ein sichtbarer Funktionsverlust des Staates, der einen Machtverlust 
von Parlament und Regierung einschliessL Gefragt ist eine Optimierung 
von Politik und Verwaltung in Zeiten allseits knapper Ressourcen, so­
wohl finanzieller, personeller wie auch politischer Konsens. Die Grenzen 
des vor allem durch Verordnungen und Gesetze gesteuerten modemen 
Leistungsstaates sind sichtbar geworden. Zu erwahnen sind einmal Voll­
zugsschwierigkeiten, wie z.B. bei de r Luftreinhalte-Verordnung, ferner 
die schwindende Akzeptanz staatlicher Interventionen, und schliesslich 
stellt sich generell die Frage nach der Effektivitat der zahlreichen in 
Kraft gesetzten rechtlichen Regelungen. Diese Veranderungen sind 
durchaus mit denjenigen vor fünfzig Jahren vergleichbar, als der Nach-

27 l O. AHV -Revision,. Schlussabstimmung vom 7 .l 0.1994, Amtl. Buli. 1994 N 1960 ff. 
Arbeitsgesetz, Schlussabstimmung vom 22.3.1996, Amtl. Bull. 1996 N 636 ff. 

28 Kompetenzverteilung zwischen Bundesversammlung und Bundesrat, Bericht der von 
den Staatspolitischen Kommissionen der eidgenõssischen Rate eingesetzten Exper­
tenkommission vom 15.12.1995, BB11996 II 428 ff. 

29 Bundesversammlung, Organisation, Verfahren, Verhaltnis zum Bundesrat, Zusatzbe­
richt der Staatspolitischen Kommissionen der eidgenõssischen Rate zur Verfassungs­
reform vom 6.3.1997, BB11997 111245 ff. 
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wachterstaat zum Sozial- und Wirtschaftsstaat mutierte und sich im 
Gleichschritt das Vemehmlassungsverfahren herausbildete. Mit dem 
heutigen W an de l des Staatswesens wird iweifellos auch das Vorverfah­
ren der Gesetzgebung tangiert werden. Im folgenden müssen ein paar 
Gedanken hierzu genügen, da zurzeit die Tragweite verschiedener Ent­
wicklungen und Reformvorschlage noch gar nicht absehbar ist. 

Die neuen Entwicklungen sind einmal charakterisiert durch ein wachsen­
des Gewicht der Ergebnis- oder Output-Orientierung aufgrund okonomi­
scher Kriterien der Wirksamkeit und Wirtschaftlichkeit staatlicher Mass­
nahmen. Diese stellt sich neben die bisherige Input-Orientierung, basie­
rend auf dem Legalitatsprinzip und einer vor allem juristischen Betrach­
tungsweise. Es genügt nicht mehr, dass staatliche Massnahmen rechtlich 
abgestützt sind, sie müssen sich auch als wirksam und wirtschaftlich 
erweisen, d.h. sie müssen die gestellten Aufgaben erfüllen und die Pro­
bleme mit vertretbarem Aufwand lõsen. Das Vorverfahren der Gesetzge­
bung ist Teil der Input-Steuerung, auf der anderen Seite der Output­
Steuerung waren die Gesetzesevaluationen anzusiedeln. Die Staatspoliti­
schen Kommissionen schlagen denn auch in ihrem Zusatzbericht einen 
entsprechenden neuen Verfassungsartikel vor, welcher die Bundesver­
sammlung zur Überprüfung der Wirksamkeit der Massnahmen des Bun­
des anhalt, wobei nicht nur die Evaluation der Bundesges~tze, sondem 
auch die Auswirkungen von "Nichthandeln", d.h. die Folgen unterlasse­
ner Handlungen untersucht werden sollen. 30 Angesprochen sin d damit 
nachtragliche wissenschaftlich aufwendigé Untersuchungen zu den ge­
wollten wie auch den nicht beabsichtigten und unerwünschten Wirkun­
gen und Nebenwirkungen. Mit Fug und Recht stellt sich somit die Frage 
nach einer mõglichen, wünschbaren oder auch unerwünschbaren Ge­
wichtsverschiebung .zwischen den neuen output-orientierten, sicher aus­
serst kostenintensiven wissenschaftlichen Evaluationen und dem bisheri-

. gen input-orientierten, auf dem kostengünstigen Milizsystem basierenden 
Vorverfahren der Gesetzgebung. 

Veranderungen im Vorverfahren der Gesetzgebung bringt ein zweites 
Novum mit sich. Die grossen Unternehmensreformen (Post, Telecom, 
Bahn, ~üstungsbetriebe ete.) der jüngsten Zeit markieren kiar den neuen 
Trend: rechtliche Verselbstandigung und erhõhte Autonomie, bei gleich-

30 Antdige der SPK SR und NR zu Art. 159 VE, BB11997 III 286 u. 313. 
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zeitiger Schaffung von Wettbewerbsbedingungen und teilweiser Óffnung 
für privates Kapital. Es entstehen neue, nach den Methoden des New 
Public Management (NPM) geführte Untemehmen, bei denen es immer 
schwieriger wird, offentliche und private Aufgaben klar voreinander zu 
trennen31 . 

Auch in weniger spektakularen Fallen hat sich quasi unbemerkt ein 
Funktionswandel vollzogen. So z.B. wenn in der Gesetzgebung verstarkt 
auf freiwillige Vereinbarungen mit Privaten und auf Selbstregulierungs­
mechanismen gesetzt wird. Dies ist besonders deutlich im Umwelt­
schutzbereich. Mit de r C02-Vorlage liegt sogar erstmals e in Gesetzes­
entwurf für eine C02-Abgabe vor, die im besten Fall - falls die übrigen 
Massnahmen genügend greifen - gar ni e zur Anwendung kommen soll. 32 

Wie stehen di ese immer hãufigeren frei willigen Vereinbarungen zum 
transparenten Vorverfahren der Gesetzgebung? Zwar mogen informelle 
Zusammenarbeit, freiwillige Vereinbatungen und Aushandlungen zwi­
schen offentlichen und privaten Stellen die Akzeptanz, Wirksamkeit und 
Steuerungsfahigkeit verbessem. Gleichzeitig führen sie aber auch zu 
grosserer Unübersichtlichkeit und Intransparenz und stellen sich gewich­
tige Fragen der Kontrolle durch die politischen lnstanzen. 

Mit dem neuen RVOG wurde nicht nur eine Versuchsphase für die Füh­
rung geeigneter Bundesstellen nach NPM-Methoden verankert, sondem 
daran über eine Revision des Geschãftsverkehrsgesetzes (GVG) anknüp­
fend auch das neue Instrument des parlamentarischen Auftrags. Gemass 
dem neuen RVOG kann der Bundesrat bestimmten Gruppen und Ãmtem 
nach vorgangiger Konsultation der zustandigen parlamentarischen Kom­
mission Leistungsauftrage erteilen und den dafür erforderlichen Grad der 
Eigenstandigkeit bestimmen. Mit dem Auftrag kann das Parlament den 
Bundesrat anweisen, einen Leistungsauftrag nach RVOG zu erlassen 

· 3l Vgl. hierzu den Bericht des Bundesrates vom 25.6.1997 über die Aufsicht bei ausge­
lagerten Verwaltungsbereichen und rechtlich verselbstandigten Betrieben, BBl 1997 
111 ... 

32. Botschaft und Entwurf zum Bundesgesetz über die Reduktion der C02-Abgabe, BBl 
1997 111 410ff. 
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oder zu andern. Dieser wirkt als Richtlinie, von der nur in begründeten 
Fallen abgewichen werden darf. 33 

Die Staatspolitischen Kommissionen beantragen in ihrem Zusatzbericht, 
dieses neue Instrument des Auftrags zu generalisieren un d in der V erfas­
sung zu verankern. Im Kompetenzbereich des Parlaments soll er als Wei­
sung, im Kompetenzbereich des Bundesrates als Richtlinie wirken.34 

In seiner Stellungnahme zu diesem Zusatzbericht hat der Bundesrat fest...: 
gehalten, dass er dem generalisierten Instrument des Auftrags gegenüber 
"grosste staatspolitische Bedenken" hege und dessen Einführung ab­
lehne. Dieser widerspreche dem im Bereich der Staatsleitung unabding­
baren Erfordernis der klaren Zuordnung der Zustandigkeiten sowie der 
Einheit von Kompetenzen und Verantwortlichkeiten. Zudem sei für die 
Verabschiedung eines Auftrags mit Richtliniencharakter das gleich auf­
wendige parlamentarische Verfahren mit Differenzbereinigung vorgese­
hen wie für einen Auftrag mit Weisungscharakter. Aufgrund der politi­
schen Verbindlichkeit nahere dieser sich faktisch einer Weisung. Der 
Bundesrat empfahl, vorerst beschrankt auf dem Gebiet der Leistungsauf­
trage Erfahrungen zu sammeln und diese im Sinn von Artikel 65 RVOG 
zu evaluieren, bevor eine Generalisierung erfolge und das neue Instru­
ment in de r Bundesverf~ssung verankert würde. 35 

Es fragt sich, wieweit im Zusammenhang mit diesen Auftragen die 
Durchführung eines Vernehmlassungsverfahrens noch sinnvoll ware. 
Zweifellos ware die politische Bindungswirkung dieses Auftrags unab­
hangig seines Rechtscharakters sehr gross. Was bedeutet es für das Vor­
verfahren der Gesetzgebung, wenn künftig das Parlament mittels des 
Auftrags klare Vorgaben für eine Gesetzesrevision oder ein neues Gesetz 
beschliesst. Braucht es da noch ausserparlamentarische Expertenkom-

33 Art. 44, 65 RVOG und Art. 22quater GVG, Bbl 1997 II 578, 585 (Referendums­
vorlage). 

34 Bundesversammlung, Organisation, Verfahren, Verhaltnis zum Bundesrat, Zusatzbe­
richt der Staatspolitischen Kommissionen der eidgenõssischen Rate zur Verfassungs­
reform vom 6.3.1997, BB11997 III 291ff. u. 315 (VE, neuer Art. 161quater VE). 

35 Zusatzbericht der Staatspolitischen Kommissionen der eidgenõssischen Rate zur Ver­
fassungsreform. Bundesversammlung, Organisation, Verfahren, Verhaltnis zum Bun­
desrat. Stellungnahme des Bundesrates vom 9.6.1997, BB11997 111 ... 
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missiqnen und Vemehmlassungsverfahren? Ware es dann nicht besser, 
wenn der Auftrag, bevor er dem Bundesrat erteilt wird, in Vemehmlas­
sung gegebep würde? Ein analoges Verfahren kommt übrigens heute 
schon ausnahmsweise zur Anwendung bei parlamentarischen Initiativen 
oder sehr wichtigen Kommissionsberichten, welche der Bundesrat 1m 
Auftrag der parlamentarischen Stellen in Vemehmlassung gibt.36 

Diese Ausführungen zu mõglichen künftigen Entwicklungen sollen ge­
nügen um darzulegen, dass auch beim Vemehmlassungsverfahren sehr 
vieles in Fluss kommen kõnnte. Die Anstõsse dazu gehen allerdings nicht 
vom Verfahren als solchem aus, sondem von sehr viel umfassenderen , 
Entwicklungen, welche geeignet sind, das heutige Staatswesen von 
Grund auf zu verandem. 

36 Verfahren gemass Art. 21 quater GVG. 






